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Wir sind auch dafür, MON 810 zu verbieten. Das läge
nämlich in der Kompetenz der Bundesregierung. Aber
Herr Bleser hat bereits gesagt, dass die Bundesregierung,
zumindest CDU und CSU, dies nicht tun wird.

Noch einmal zurück: Am letzten Dienstag musste ein
bayerischer Imker seine gesamte Honigernte in der
Müllverbrennungsanlage in Augsburg vernichten; das
Glas haben wir bereits gesehen. Sie war trotz aller Vor-
sichtsmaßnahmen mit Pollen von MON 810 des Vorjah-
res belastet. Die Imker meinen, schon bei 2 Prozent
Genanbaufläche in Bayern sei dort praktisch keine
Honigernte mehr möglich. Daher frage ich Sie, meine
Damen und Herren von der CSU: Was sagen Sie denn
den Menschen nun im Wahlkampf? Die wollen doch
Antworten hören!

(Beifall bei der LINKEN)

Vielleicht nehmen Sie zur Kenntnis, dass nach einer ak-
tuellen Emnid-Umfrage 80 Prozent der Bayerinnen und
Bayern MON 810 verbieten lassen wollen. Sie sind doch
eine Volkspartei. Dann machen Sie das doch endlich!

(Beifall bei der LINKEN)

Es sieht aber so aus, als ob die CSU in Bayern Oppo-
sition gegen sich selber in Berlin machte. Das stellt man
in vielen Fragen fest. Während sich die CSU-Landtags-
fraktion dafür einsetzt, gentechnikfreie Zonen zu schüt-
zen, hat Herr Seehofer seinerzeit fast als erste Amts-
handlung für die bundesweite Zulassung von MON-810-
Genmais gesorgt. In der Süddeutschen Zeitung hat er
wiederum in der letzten Woche erklärt: �In Bayern bin
ich gegen Gentechnik.� Vielleicht hat der Bischof von
Eichstätt jetzt doch gewirkt. Wir wünschen uns das je-
denfalls sehr.

(Beifall bei der LINKEN)

Zu Hause den Gentechnikkritiker und den Bewahrer der
Schöpfung spielen, im Bundestag aber dafür sorgen,
dass das Teufelszeug auf die Felder und dann auf den
Teller kommt, das ist scheinheilig. So nennt man das je-
denfalls in Bayern.

(Beifall bei der LINKEN)

Herr Bleser, der weltweite Hunger wird nicht durch
die Gentechnik beseitigt oder zumindest gelindert. Das
sagen nicht wir, sondern der Weltagrarrat, Misereor und
�Brot für die Welt�. Zumindest diese müssten Sie ken-
nen.

(Beifall bei der LINKEN sowie bei Abgeordneten
des BÜNDNISSES 90/DIE GRÜNEN)

Aber vielleicht stehen bei Ihnen die großen Konzerne
vor der Tür � Bayer, BASF, Monsanto � und flüstern Ih-
nen ab und zu etwas ein.

(Julia Klöckner [CDU/CSU]: Das ist ja lächer-
lich!)

Das könnte ja sein.

(Peter Bleser [CDU/CSU]: Sie müssen Ihr Feind-
bild einmal ändern! Es ist überholt!)

Jetzt zur Milchwirtschaft. Beim Milchstreik in diesem
Sommer wurde von den Bauern zum ersten Mal in der
Geschichte Milch in bislang unbekannten Größenord-
nungen weggeschüttet. Das heißt, die Bauern sind ver-
zweifelt. Das muss man ganz ernst nehmen. Es heißt im-
mer, man bekomme keine drei Bauern unter einen Hut.
Doch offensichtlich hat man es angesichts dieser Ver-
hältnisse doch geschafft. Es ist tatsächlich so, wie es mir
Milchbauern aus meiner Region gesagt haben. Sie halten
es für eine Unverschämtheit, wie man mit Menschen
umgeht, die 365 Tage zweimal am Tag ihre Tiere mel-
ken. Damit haben sie recht.

(Beifall bei der LINKEN)

Für diese Menschen ist es absolut unverständlich, dass
jetzt die Milchquoten wieder erhöht werden sollen, wo-
durch der Preis möglicherweise noch weiter in den Kel-
ler fällt.

(Beifall bei Abgeordneten der LINKEN)

Gleichzeitig fordert der Deutsche Raiffeisenverband als
Vertretung der genossenschaftlichen Molkereien, die alte
Exportsubvention für Molkereiprodukte wieder einzu-
führen, um für Marktentlastung zu sorgen. Beides sind
völlig falsche Politikansätze.

(Beifall bei der LINKEN)

Wir unterstützen die Abkehr von der totalen Liberali-
sierung der Milchwirtschaft, welche de facto durch die
Abschaffung der Milchquote stattfindet. Die Milchwirt-
schaft wird damit an vielen Standorten in Deutschland,
in Ost und in West, nicht mehr im Kampf um die nied-
rigsten Erzeugerpreise mithalten können.

Vizepräsidentin Petra Pau:
Kollegin Bulling-Schröter, achten Sie bitte auf die

Zeit.

Eva Bulling-Schröter (DIE LINKE):
Letzter Satz. � Wir unterstützen Ihre Anträge, meine

Damen und Herren von den Grünen. Wir halten sie für
eine gute Diskussionsgrundlage. Ich wünsche, dass über
diese Themen breit diskutiert wird.

(Beifall bei der LINKEN sowie bei Abgeord-
neten des BÜNDNISSES 90/DIE GRÜNEN �
Hans-Michael Goldmann [FDP]: Dann müs-
sen Sie in den Ausschuss kommen! Dann kön-
nen Sie mitreden!)

Vizepräsidentin Petra Pau:
Das Wort hat der Kollege Ulrich Kelber für die SPD-

Fraktion.

(Beifall bei der SPD)

Ulrich Kelber (SPD):
Frau Präsidentin! Meine sehr geehrten Damen und

Herren! Was passiert eigentlich, wenn man die CSU mit
Karl May vergleicht? Als Erstes fallen einem Gemein-
samkeiten auf. Genauso wie Karl May schafft es die
CSU, mit blumigen Worten über Dinge zu schreiben, bei
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denen sie nie dabei war. Genauso wie Karl May schafft
es die CSU, sich mit Pathos mit Taten zu brüsten, die sie
nie begangen hat.

(Beifall bei Abgeordneten des BÜNDNISSES 90/
DIE GRÜNEN)

Es gibt aber einen wichtigen Unterschied: Karl May
wäre nie auf die Idee gekommen, andere Menschen mit
juristischem Kleinkram daran zu hindern, das zu tun, mit
dem er sich gebrüstet hat und was er nie gemacht hat.

(Beifall bei der SPD sowie bei Abgeordneten
des BÜNDNISSES 90/DIE GRÜNEN)

Ich bin jetzt acht Jahre Mitglied des Deutschen Bun-
destages, aber ein solches politisches Bubenstück wie
das Verhalten der CSU in der Gentechnik habe ich in
diesen acht Jahren nicht erlebt.

(Julia Klöckner [CDU/CSU]: Oh je!)

Ich hätte nicht gedacht, dass ich in diesem Deutschen
Bundestag eine solche Menge an Lügen und Verdrehun-
gen kennenlernen müsste. Ich war das bisher von Sekten
und extremistischen Parteien gewöhnt, von sonst nie-
mandem.

(Beifall bei der SPD, der LINKEN und dem
BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN � Lebhafter Wi-
derspruch bei der CDU/CSU � Hans-Michael
Goldmann [FDP]: Was machen Sie da eigent-
lich?)

Man muss die Fakten klarstellen: Die Zulassung für
den Genmais wurde von einem CSU-Minister angeord-
net. Dieser CSU-Minister hätte den Anbau von MON 810
in diesem Jahr auch stoppen können, und dann hätten
wir die Probleme in Bayern und in anderen Teilen der
Republik nicht gehabt.

(Beifall bei der SPD und dem BÜNDNIS 90/
DIE GRÜNEN)

In den gesamten Verhandlungen der Jahre 2006 und
2007 über das Gentechnikrecht in Deutschland haben
sich CDU und CSU geweigert, die Forderung nach ver-
bindlich gentechnikfreien Regionen zu erfüllen. Im
Juni 2008 gab es einen Antrag der CSU im Bayerischen
Landtag, dass sich Bayern im Bundesrat für die Einrich-
tung verbindlich gentechnikfreier Regionen einsetzen
solle. Das wurde durch die CSU abgelehnt. Seit Juni
liegt CDU und CSU der Entwurf eines Antrags der SPD-
Bundestagsfraktion vor, dass sich der Deutsche Bundes-
tag für verbindlich gentechnikfreie Regionen ausspre-
chen soll. Das wurde mit Verweis auf den Koalitionsver-
trag verweigert. Dadurch darf die SPD diesen Antrag
nicht in den Deutschen Bundestag einbringen. Diese
Parteien können nicht behaupten, sie seien für verbind-
lich gentechnikfreie Regionen, wenn sie jeden konkreten
Beschluss dazu hintertreiben und mit juristischen Mit-
teln verhindern.

(Beifall bei der SPD, der LINKEN und dem
BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN)

Wir müssen einen Nerv bei der CSU erwischt haben.
Herr Staatssekretär, Sie sitzen nicht auf der Regierungs-
bank, sondern in den Reihen der Abgeordneten und ver-
treten wahrscheinlich Herrn Ramsauer, den Chef der
CSU-Landesgruppe, der heute nicht da ist. In dessen
Wahlkreis ist heute eine Anzeige erschienen, in der sug-
geriert wird, die SPD sei für die Grüne Gentechnik, die
CSU aber handele. Ein Antrag der SPD, Langzeitversu-
che mit Genfutter durchzuführen, wird so interpretiert,
als sei die SPD dafür, die Tiere in Deutschland mit gen-
technisch verändertem Futter zu versorgen.

(Zurufe von der SPD: Oh!)

Dies ist die Forderung der Gentechnikgegner, die end-
lich wissen wollen, was mit den Tieren passiert, wenn
sie nicht nur sechs Wochen, sondern zwei Jahre lang da-
mit gefüttert werden.

(Beifall bei der SPD und dem BÜNDNIS 90/
DIE GRÜNEN sowie bei Abgeordneten der
LINKEN)

Dann gab es � das ist eine der dreistesten Geschich-
ten, die ich erlebt habe � im März 2008 eine Anzeige der
CSU mit der Behauptung, die SPD-Bundestagsfraktion
stimme für die Einfuhr von Genmais. Im März 2008 gab
es einen Antrag der Fraktion Bündnis 90/Die Grünen,
MON 810 in Deutschland nicht mehr anbauen zu dürfen.
In der gesamten Debatte haben sich die Redner der SPD
für diesen Antrag ausgesprochen, aber unser Koalitions-
partner CSU hat die Karte des Koalitionsvertrags gezo-
gen und gesagt: Wenn wir nicht zustimmen, dürft auch
ihr einem Antrag der Grünen nicht zustimmen. � Wir
mussten mit Nein stimmen, um vertragstreu zu sein. Das
in einer CSU-Anzeige zu finden, ist dreist bis zum Ab-
winken.

(Beifall bei der SPD und dem BÜNDNIS 90/
DIE GRÜNEN sowie bei Abgeordneten der
LINKEN)

Vizepräsidentin Dr. h. c. Susanne Kastner:

Herr Kollege Kelber, gestatten Sie Zwischenfragen
der Kollegin Happach-Kasan und der Kollegin
Klöckner?

Ulrich Kelber (SPD):
Gerne, selbstverständlich.

Vizepräsidentin Dr. h. c. Susanne Kastner:

Bitte schön, Frau Happach-Kasan.

(Klaus Uwe Benneter [SPD]: Stopft ihnen die
Genmäuler!)

Dr. Christel Happach-Kasan (FDP):
Herr Kollege Kelber, ich habe drei Fragen an Sie.

Geht das, Frau Präsidentin? � Nur eine, dann verbinde
ich sie.

Ulrich Kelber (SPD):
Machen Sie eine längere Frage daraus.
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Dr. Christel Happach-Kasan (FDP):
Ja, ich mache eine längere daraus. � Mich würde inte-

ressieren, ob Sie eigentlich wissen, in welchem Umfang
die Schweinehaltung, die Rinderhaltung und die Hüh-
nerhaltung in der deutschen Landwirtschaft von der Ver-
fütterung von gentechnisch veränderten Pflanzen, bei-
spielsweise aus Importen, abhängen. Können Sie dem
zustimmen, was ein Leserbriefschreiber in der Süddeut-
schen Zeitung geschrieben hat, nämlich dass ursprüng-
lich in Bayern der Anbau von gentechnisch verändertem
Mais auf 116 Hektar angekündigt war, hinterher aber nur
9,9 Hektar tatsächlich angebaut worden sind? Wissen
Sie, dass dieser Leserbriefschreiber, der Ihnen übrigens
nahesteht,

(Zuruf von der SPD: Woher wissen Sie das?)

die Beobachtung gemacht hat, dass es Diffamierungen
der Landwirte gegeben hat, die gentechnisch veränder-
ten Mais anbauen wollten? Sie haben intensiv für gen-
technikfreie Zonen geworben und wollen, dass die Re-
gionen über deren Einrichtung entscheiden. Was in der
EU zugelassen wird, möchte man in der Kommune ver-
bieten können. Wie sieht es denn eigentlich aus: Wollen
Sie den Kommunen auch das Recht geben, über Kraft-
fahrzeuge zu entscheiden, darüber, ob in einer Kom-
mune in Schleswig-Holstein zum Beispiel BMW gefah-
ren werden darf?

Vizepräsidentin Dr. h. c. Susanne Kastner:

Frau Kollegin Happach-Kasan!

Dr. Christel Happach-Kasan (FDP):
Ich bin damit am Schluss meiner Zwischenfrage.

Ulrich Kelber (SPD):
Zum zweiten Teil � ich lasse den Teil, der natürlich

eine Meinungsäußerung von Ihnen war, beiseite �: Wie
Sie wissen, können Kommunen darüber entscheiden, ob
eine Umweltzone eingerichtet wird oder ob ein Kraft-
werk gebaut wird. Nur da, wo Ihnen die Mehrheitsmei-
nung der deutschen Bevölkerung nicht passt � Umfragen
besagen: 80 Prozent wollen keine Gentechnik in Lebens-
mitteln und auf dem Acker �, 

(Beifall bei Abgeordneten der SPD)

wollen Sie die Verantwortung nach Brüssel schieben, da-
mit nicht vor Ort entschieden werden kann. Das sehen
wir anders.

(Hans-Michael Goldmann [FDP]: Sie sind
fehlinformiert! Geht es auch umgekehrt, dass
die Kommune beschließt?)

Sie haben unsere Forderung nach verbindlich gen-
technikfreien Regionen angesprochen. Wir wollen zu-
dem kennzeichnen und keinen anderen Weg gehen.

(Hans-Michael Goldmann [FDP]: Wir wollen
wissen: Wie viel gentechnisch veränderte Fut-
termittel?)

Die SPD-Fraktion hat noch in der letzten Woche eine
Fachanhörung durchgeführt, in der auch Vertreter des
Raiffeisenverbands � auf den haben Sie sich indirekt be-

zogen � waren. Da wurde noch einmal gesagt: Wer in
Deutschland gentechnikfreies Futter beziehen will, be-
kommt es im Rahmen von langfristigen Verträgen auf
dem Weltmarkt zu den gleichen Preisen wie gentechnik-
haltiges Futter.

(Dr. Christel Happach-Kasan [FDP]: Die
Frage ist nicht beantwortet! � Peter Bleser
[CDU/CSU]: Das stimmt nicht! Nicht zu glei-
chen Preisen!)

Es ist nicht schön, dass auf bestimmten Webseiten
nicht darauf verwiesen wird, dass zum Beispiel Indien
sich entschieden hat, seine boomende Sojaindustrie voll-
ständig gentechnikfrei aufzubauen, und nur auf die
Märkte in Europa wartet, um beliefern zu können.

(Beifall bei der SPD, der LINKEN und dem
BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN)

Ich meine den Raiffeisenverband Kehl. Lesen Sie das
auf der Webseite nach! Wenn Sie dort anrufen, wird Ih-
nen das bestätigt werden, Frau Happach-Kasan.

(Abg. Dr. Christel Happach-Kasan [FDP] mel-
det sich zu einer weiteren Zwischenfrage)

Vizepräsidentin Dr. h. c. Susanne Kastner:

Frau Happach-Kasan, auch die Frau Kollegin
Klöckner würde gern eine Zwischenfrage stellen, und
dann würde ich den Kollegen Kelber gern zum Schluss
kommen lassen.

Julia Klöckner (CDU/CSU):
Sehr geehrter Herr Kelber, mich irritiert die Sauber-

manngeschichte, die Sie gerade betreiben, ein bisschen.
Ich erinnere mich an unsere Debatte um die Kennzeich-
nung �Ohne Gentechnik�. Uns als Union war es wichtig,
für Wahrheit und Klarheit zu sorgen und den Verbrau-
cherinnen und Verbrauchern auf den Etiketten von Pro-
dukten mitzuteilen, ob sie gentechnisch veränderte Be-
standteile enthalten.

(Beifall bei Abgeordneten der CDU/CSU � 
Widerspruch bei der SPD)

Deshalb ist uns wichtig, dass bei einer Kennzeichnung
�Ohne Gentechnik� auch keine Gentechnik im Prozess
verwendet worden ist.

Aufgrund der SPD-Intervention ist ein Eintrag von
0,9 Prozent während des Prozesses oder sind auch gen-
technisch veränderte Futtermittel, Enzyme etc. zulässig.

(Hans-Michael Goldmann [FDP]: Hört! Hört!
Herr Kelber!)

Deshalb irritiert mich das etwas.

Meine Frage lautet: Ist Ihnen das klar? Wie machen
Sie den Verbraucherinnen und Verbrauchern klar, dass
man es bei einer Kennzeichnung �Ohne Gentechnik�
durchaus mit einer gentechnischen Veränderung zu tun
haben kann.

(Beifall bei Abgeordneten der CDU/CSU �
Hans-Michael Goldmann [FDP]: Ja, Herr
Kelber! Aber jetzt nicht so laut!)
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Ulrich Kelber (SPD):
Ich hatte nicht mehr zu hoffen gewagt, dass diese

Zwischenfrage kommt.

(Beifall bei Abgeordneten der SPD � Renate
Künast [BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN]: Es
gibt immer Grund zur Hoffnung!)

Es ist eine relativ langwierige Debatte. Man kann sie ab-
kürzen, indem man schaut, wer hinter welchem Vor-
schlag steht.

(Julia Klöckner [CDU/CSU]: Ich stehe hinter
meinem Vorschlag! � Peter Bleser [CDU/
CSU]: Das ist keine Antwort!)

Hinter Ihrem Vorschlag stehen der Bundesverband des
Deutschen Lebensmittelhandels, die großen Monopolis-
ten, die großen Chemieriesen, die die Gentechnik los-
werden wollen.

(Julia Klöckner [CDU/CSU]: Beantworten Sie
die Frage!)

Hinter dem Vorschlag der Kennzeichnung �Ohne Gen-
technik� stehen der Verbraucherzentrale Bundesverband,

(Julia Klöckner [CDU/CSU]: Das ist aber
schlecht!)

Greenpeace, BUND, NABU, die kleinen Betriebe der
ökologischen Lebensmittelwirtschaft

(Julia Klöckner [CDU/CSU]: Das ist keine Lo-
gik!)

und alle die, denen die Verbraucherinteressen

(Julia Klöckner [CDU/CSU]: Was ist die Lo-
gik? � Dr. Martina Krogmann [CDU/CSU]:
Peinlich!)

und nicht die eigenen wirtschaftlichen Interessen am
Herzen liegen. An den Freunden könnt ihr sie erkennen!

(Beifall bei der SPD, der LINKEN und dem
BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN)

Das ist der beste Hinweis darauf, dass das, was Sie
gefordert haben, nicht Klarheit und Wahrheit war, son-
dern der Wunsch, es der Gentechniklobby zu ermögli-
chen, weiterhin in allen Lebensmitteln sozusagen unter-
zukommen und dabei nicht erkannt zu werden.

(Beifall bei Abgeordneten der SPD � Julia
Klöckner [CDU/CSU]: Null Argument! Pein-
lich! � Hans-Michael Goldmann [FDP]: Aber
eine Arbeitnehmerpartei sind Sie schon noch?)

Vizepräsidentin Dr. h. c. Susanne Kastner:
Herr Kollege Kelber, ich muss Sie fragen, ob Sie noch

eine Zwischenfrage, nämlich des Kollegen Straubinger,
zulassen.

Ulrich Kelber (SPD):
Ja, natürlich.

Max Straubinger (CDU/CSU):
Herr Kollege Kelber, da Sie sich gerade als der Ober-

kämpfer gegen die Gentechnik geriert haben und den

Eindruck erwecken wollten, die SPD sei schon immer
gegen die Gentechnik gewesen, frage ich: Würden Sie
mir bestätigen, dass gerade unter der rot-grünen Bundes-
regierung die Gentechnik in Europa hoffähig gemacht
worden ist,

(Julia Klöckner [CDU/CSU]: Genau!)

nämlich aufgrund der Beschlüsse der damaligen rot-grü-
nen Bundesregierung mit der damaligen Ministerin
Renate Künast,

(Renate Künast [BÜNDNIS 90/DIE GRÜ-
NEN]: Was wollten Sie damals eigentlich im-
mer?)

dass zudem in Bayern nur auf 8 Hektar Genmais ausge-
sät worden ist, während in dem von Ministerpräsident
Platzeck, SPD, regierten Brandenburg auf mehreren
Tausend Hektar Genmais zur Aussaat gebracht worden
ist? Wie lässt sich das mit den Grundsätzen vereinbaren,
die Sie hier darlegen?

Ulrich Kelber (SPD):
Zunächst zur zweiten Frage: Das Bundesrecht, das

wir im Deutschen Bundestag dahin gehend ändern wol-
len, dass Regionen sich verbindlich als gentechnisch frei
erklären können, wird in Bayern wie in Brandenburg
gelten. Ich sage Ihnen voraus, dass dann auch in Bran-
denburg zahlreiche Kommunen verhindern werden, dass
auf ihrem Gebiet Gentechnik auf die Äcker kommt.

(Beifall bei der SPD und dem BÜNDNIS 90/
DIE GRÜNEN)

Zu Ihrer ersten Frage, Herr Straubinger: Ich glaube,
Sie waren zu Beginn der Debatte noch nicht im Saal.
Ansonsten hätten Sie nämlich gehört, was die Kollegin
Künast erklärt hat. Ich kann Ihnen den Zeitplan bestäti-
gen: Die Zulassung von MON 810, dem einzigen in
Deutschland in größerem Maßstab verwendeten Gen-
mais, hat noch vor der Bundestagswahl 1998 in der EU
stattgefunden. Zuständig war damals der Gesundheits-
minister der Regierung Kohl/Westerwelle, der Horst
Seehofer hieß. Über die Zulassung in Deutschland
wurde kurz nach dem November 2005 entschieden.
Diesmal war der Landwirtschaftsminister zuständig, der
wiederum Horst Seehofer, CSU, hieß. Sie sollten den ei-
genen Anzeigen nicht glauben. Sie müssen ins europäi-
sche Gesetzblatt schauen. Dort finden Sie die Wahrheit.

(Heiterkeit und Beifall bei der SPD und dem
BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN)

Das ist ein ganz wichtiges Signal. Man muss der CSU
nicht glauben, wenn sie seit drei Monaten plötzlich ge-
gen Gentechnik ist. Dies wird nach dem nächsten Sonn-
tag alles vergeben und vergessen sein; dann werden sich
wieder andere in der Partei durchsetzen, die diesen Kurs
nie mitgetragen haben. Das Schöne aber ist, dass die
Menschen das merken. Wenn sich die Menschen in Bay-
ern und in Deutschland, die uns heute zugehört haben,
fragen, ob die Redner von den Grünen, von der Links-
partei, von der FDP, von der CDU/CSU oder von der
SPD recht hatten, dann sollten sie auf die Webseiten
vom BUND, von Greenpeace, vom Imkerbund, von der
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Aktion Zivilcourage, von Campact und all denen, die für
die Verbraucherseite gegen Gentechnik kämpfen, gehen.
Sie alle beginnen mit der gleichen Schlagzeile: Glaubt
dem Täuschungsmanöver der CSU nicht, sie meint es an
dieser Stelle nicht ehrlich.

Vielen Dank.

(Beifall bei der SPD und dem BÜNDNIS 90/
DIE GRÜNEN � Kristina Köhler [Wiesbaden]
[CDU/CSU]: Aber die SPD!?)

Vizepräsidentin Dr. h. c. Susanne Kastner:

Das Wort zu einer Kurzintervention gebe ich dem
Kollegen Müller.

(Renate Künast [BÜNDNIS 90/DIE GRÜ-
NEN]: Ich stelle gleich einen Zitierantrag! Da
sitzt keiner vom Ministerium auf der Regie-
rungsbank!)

Dr. Gerd Müller (CDU/CSU):
Lieber Kollege Kelber, die Debatte könnte man in

weiten Zügen fast als oktoberfestreif bezeichnen, wenn
es nicht so traurig wäre. Deshalb nenne ich als CSU-Po-
litiker zur Klarstellung einige Fakten.

Die Grüne Gentechnik wird auf 120 Millionen Hektar
in 25 Staaten der Welt angebaut. In Deutschland haben
wir ungefähr 1 000 Hektar. In Bayern sind es 10 Hektar
� das sind fünf Fußballfelder �, 

(Dr. Kirsten Tackmann [DIE LINKE]: Viel zu
viele!)

davon der wesentliche Teil für den Forschungsanbau.
Deshalb kam Minister Seehofer zu der Aussage, dass in
Bayern die Grüne Gentechnik keine Rolle spiele.

(Renate Künast [BÜNDNIS 90/DIE GRÜ-
NEN]: Sie können ja gar nicht für den Minister
reden! Schiebung!)

Das zweite Faktum: Die Freisetzungsrichtlinie zum
Anbau von MON 810 hat Frau Renate Künast mit den
Grünen umgesetzt. Dass diese Tür aufgestoßen wurde,
ist die Basis für die Zulassung gewesen.

(Beifall bei der CDU/CSU sowie bei Abgeord-
neten der FDP)

Gefehlt hat die Festlegung klarer Grundsätze der
fachlichen Praxis. Hier haben wir vonseiten der CDU/
CSU und dieser Koalitionsregierung gehandelt und
klare, strenge Regeln für die Freisetzung, unter anderem
Abstandsregelungen,

(Bärbel Höhn [BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN]:
Miniabstände!)

festgelegt. Auch dies war vorher nicht der Fall. Darüber
hinaus haben wir die Kennzeichnung �Ohne Gentech-
nik� eingeführt, was ebenfalls ein ganz entscheidender
Punkt war.

Warum haben wir das gemacht? Die Grüne Gentech-
nik wird sich durchsetzen oder auch nicht. Aber das ent-
scheiden die Verbraucher und die Bauern. Dem Verbrau-

cher, der zur Grünen Gentechnik Nein sagt, weil er sie
nicht will, geben wir durch die Kennzeichnung die Mög-
lichkeit, sich so zu entscheiden. Wenn der Bauer erklärt,
er baue das nicht an, dann ist es in Ordnung. Wir machen
keine Politik gegen Bauern, gegen Verbraucher, gegen
die Bürgerinnen und Bürger. Das ist unsere Linie.

(Beifall bei der CDU/CSU sowie bei Abgeord-
neten der FDP)

Vizepräsidentin Dr. h. c. Susanne Kastner:
Herr Kollege Kelber, bitte.

Ulrich Kelber (SPD):
Die Kurzintervention bestand ja aus drei Teilen. Ich

gehe auf den dritten Teil zuerst ein; denn das, was Sie,
Herr Müller � aha, Sie sind wieder auf die Regierungs-
bank gewechselt �, im dritten Teil gesagt haben, war
richtig. Sie haben sich da auf die Dinge bezogen, die wir
gemeinsam gemacht haben: gute fachliche Praxis und
Kennzeichnungspflicht. Ich freue mich, dass diese For-
derungen, die damals von der SPD in die Koalitionsver-
handlungen eingebracht wurden � das ist nachlesbar �,
heute gemeinsames Gedankengut der beiden Koalitions-
partner sind.

(Beifall bei der SPD)

Zweiter Punkt. Bezüglich des Themas Freisetzungs-
richtlinie haben Sie heute den Versuch unternommen,
dieses in neuer Art und Weise darzustellen. Da muss
man ja aufpassen. Sie sagten � komisch, dass ich jetzt
für die Opposition sprechen muss �, 

(Renate Künast [BÜNDNIS 90/DIE GRÜ-
NEN]: Gerne!)

Künast habe die Freisetzungsrichtlinie umgesetzt. Ge-
nauso war es zwar, aber die Freisetzungsrichtlinie wurde
unter der Regierung Kohl/Westerwelle beschlossen, mit
Seehofer als zuständigem Minister

(Hans-Michael Goldmann [FDP]: Was soll das
denn mit �Westerwelle�?)

Sie war danach bindend. Das europäische Recht musste
danach verpflichtend in nationales Recht umgesetzt wer-
den. Dass dieser Punkt zu bindendem europäischem
Recht wurde, dafür hat Ihr Minister Seehofer, der in ei-
ner Dreiviertelstunde auf der Ministerkonferenz sein
muss, gesorgt.

(Beifall bei Abgeordneten des BÜNDNIS-
SES 90/DIE GRÜNEN � Volker Beck [Köln]
[BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN]: Hört! Hört!)

Letzter Punkt. Die Gentechniklobbyisten sprechen
immer gerne davon, auf soundso vielen Millionen Hek-
tar in soundso vielen Staaten würden ihre Produkte ange-
baut. Das hört sich groß und bedeutend an. Wenn man
genauer hinschaut, stellt man fest, dass sich 95 Prozent
der Anbaufläche in drei Staaten befinden, nämlich in den
USA, wo die Konzerne ihren Sitz haben, sowie in Ar-
gentinien und Brasilien, wo dies mit Macht durchge-
drückt wurde. Der ganze restliche Anbau ist unbedeu-
tend. Immer mehr Staaten versuchen sogar, aus dieser
Technologie auszusteigen.
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Ulrich Kelber

Sie sind auf dem falschen Dampfer. Steigen Sie recht-
zeitig aus!

(Beifall bei der SPD und dem BÜNDNIS 90/
DIE GRÜNEN)

Vizepräsidentin Dr. h. c. Susanne Kastner:

Zu einer weiteren Kurzintervention gebe ich das Wort
der Kollegin Renate Künast.

Renate Künast (BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN):
Frau Präsidentin! Liebe Kolleginnen und Kollegen!

(Hartmut Koschyk [CDU/CSU]: Ganz ruhig!
Wir atmen tief durch!)

� Auch Sie bekommen noch einen Chauvi-Preis. � Ich
halte es, ehrlich gesagt, in dieser Debatte für eine Art
Missachtung des Parlaments, wenn diejenigen, um deren
Politik es heute geht, nicht auf der Rednerliste auftau-
chen � phasenweise saß ja sogar niemand auf der Regie-
rungsbank � und es nicht wagen, in der Debatte Ross
und Reiter zu nennen und ihre inhaltliche Position darzu-
legen, aber am Ende im Rahmen einer Kurzintervention
versuchen, noch einmal ein bisschen Klarstellung zu be-
treiben.

(Beifall beim BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN
sowie bei Abgeordneten der SPD)

Die Leute werden wissen, was das heißt.

Ich meine, dass diese Debatte gezeigt hat, dass die
CSU und die CDU die Bürger, die Verbraucher und die
Bauern alleine lassen.

(Beifall beim BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN �
Widerspruch bei Abgeordneten der CDU/
CSU)

Lassen Sie mich auch sagen: Der Beschluss der CSU,
den sie in Bayern gefasst hat, ist das Papier nicht wert,
auf dem er gedruckt worden ist. Warum ist das so? Hier
wird zwar so getan, als wolle man auf europäischer
Ebene aktiv werden und für gentechnikfreie Zonen ein-
treten, tatsächlich bietet er aber nicht einmal eine rechtli-
che Grundlage dafür, um demnächst im Agrarrat in
Brüssel in dieser Richtung tätig zu werden und auf diese
Weise die Europäische Kommission, die ja das Initiativ-
recht hat, zur Abfassung einer entsprechenden Vorlage
zu zwingen. Sie wollen das irgendwo im Europa der Re-
gionen zur Sprache bringen. Wenn Sie das aber wirklich
wollen, dann müssen Sie dafür sorgen, dass das da zur
Sprache kommt, wo wirklich Entscheidungskompetenz
ist. Das wären der Agrarrat und die Europäische Kom-
mission.

Ein Weiteres sage ich Ihnen: Sie haben jederzeit die
Möglichkeit, MON 810 die Zulassung zu entziehen. Das
haben Sie, Herr Kelber, hier klar gesagt. Verstecken Sie
sich also nicht hinter irgendwelchen Dingen! Bringen
Sie notfalls alleine einen Antrag dazu ein! Wir würden
dem zustimmen.

(Beifall beim BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN
sowie bei Abgeordneten der SPD)

Vizepräsidentin Dr. h. c. Susanne Kastner:

Herr Kollege Kelber möchte nicht antworten.

Herr Kollege Kelber, ich habe jetzt den Auszug des
Protokolls vor mir liegen. Sie haben gesagt:

Ich hätte nicht gedacht, dass ich in diesem Deut-
schen Bundestag eine solche Menge an Lügen und
Verdrehungen kennenlernen müsste. Ich war das
bisher von Sekten und extremistischen Parteien ge-
wöhnt, von sonst niemandem.

(Zurufe von der CDU/CSU: Pfui! � 
Ungeheuerlichkeit!)

Sie haben das eindeutig in Richtung CDU/CSU gesagt.
Das ist wenig parlamentarisch. Es tut mir leid; das muss
ich rügen. Ich bitte doch, zu überdenken, ob Sie sich
nicht entschuldigen wollen.

(Beifall bei Abgeordneten der CDU/CSU �
Dr. Martina Krogmann [CDU/CSU]: Wollen
Sie sich entschuldigen, Herr Kelber? � Renate
Künast [BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN]: Die
haben doch gelogen, Frau Präsidentin!)

Ich schließe die Aussprache.

Wir kommen zum Antrag der Fraktion Bündnis 90/
Die Grünen auf Drucksache 16/10202.

Ich erteile zunächst dem Kollegen Volker Beck für die
Fraktion Bündnis 90/Die Grünen das Wort zur Ge-
schäftsordnung.

Volker Beck (Köln) (BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN):
Frau Präsidentin! Meine Damen und Herren! Die an-

tragstellende Fraktion beantragt, den Antrag der Koali-
tion auf Überweisung zurückzuweisen und die Frage
heute in der Sache zu entscheiden.

Worum geht es im Antrag? Es geht um zwei leicht zu
beantwortende Fragen. Erstens geht es darum, ob sich
diese unsere Bundesregierung, die im Wesentlichen ab-
wesend ist, in Brüssel � vielleicht ist sie gerade in Brüs-
sel � dafür einsetzt,

(Hartmut Koschyk [CDU/CSU]: Zählen kann
er auch nicht!)

dass die Einrichtung gentechnikfreier Zonen von den
Gebietskörperschaften unseres Landes beschlossen wer-
den kann. Es geht also darum, ob sie die Entscheidungs-
hoheit darüber haben, ob bei ihnen gentechnisch verän-
derte Pflanzen angebaut werden oder eben nicht.

Zweitens geht es um ein Moratorium für weitere an-
zubauende gentechnisch veränderte Pflanzen.

Das ist exakt das, was die CSU in Bayern gerade
landauf, landab in jedem Wahlkreis erklärt. Schauen Sie
sich einmal an, Herr Koschyk, was Ihr Landesgruppen-
chef Ramsauer gesagt hat:

Nach sorgfältiger Prüfung und Abwägung kommen
wir zu dem Ergebnis, dass es für einen Einsatz der
Grünen Gentechnik in unserem Landkreis mit der
kleinteiligen Agrarstruktur und den empfindlichen


